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Gegen den Strich von Horst Haitzinger

Land der begrenzten Möglichkeiten

Facebook

Skandal bei VW: Elf
Millionen Pkw betroffen
Matthias Müller: Unglaublich.
Volkswagen hat damit einen
Imageschaden für ganz Deutsch-
land verursacht.

Y Sie finden uns unter
facebook.com/rheinzeitung

Tweet des Tages

Autokanzler, Autoskandal,
Autoverein – alles an einem
Nachrichtentag. #Schroed
er-Biografie #VW #FCBWOB
twitter.com/@hesselmann

Video des Tages

Koblenzer Fort aus der Luft
Aufnahmen aus unserer Kamera-
drohne können die Fantasie be-
flügeln – weil sie völlig neue
Perspektiven zeigen. Das gilt be-
sonders für das Fort Asterstein.
Wir zeigen, wie wichtig die „Ne-
benanlage“ einst für den Schutz
der Festung Ehrenbreitstein war.

Y Das Video finden Sie unter
ku-rz.de/fortaster

Forum

Leserbriefe

LandtagUmweltministerinUlrike
Höfken (Grüne)willmit demLan-
desnaturschutzgesetzdenErhalt
derWiesenundWeidenverbes-
sernunddiebiologischeArten-
vielfalt bewahren.

„Heuchelei“
Wieder Neuigkeiten aus dem Um-
weltministerium Rheinland-Pfalz.
Frau Höfken plant ein neues Lan-
desnaturschutzgesetz, um vor den
Wahlen noch punkten zu können.
Wiesen dürfen nur noch mit Ge-
nehmigung in Ackerland umge-
wandelt werden, seltene Vogelar-
ten nicht mehr fotografiert oder
gefilmt werden. Keinerlei Proble-
me aber hat Frau Höfken mit dem
Ausbau der Windkraft in jeder Ge-
meinde auf wertvollem Wiesen-
und Ackerland und dem Tod sel-
tener Vogelarten durch die Roto-
renblätter, wie jüngst aus einem
Schreiben des Umwelt- und Land-
wirtschaftsministeriums hervor-
ging. Da verbietet man lieber das
Fotografieren. Hauptsache, man
kann sich irgendwie ein Alibi als
Naturschützer verschaffen, wenn
man schon zerstört hat.
Der Nationalpark Hunsrück ist ein
weiteres Beispiel: Ein bestehender
Wald wird zum Nationalpark er-
klärt, nachdem man das gesamte
Landschaftsschutzgebiet Soon-
wald zerstört hatte. Man kann nur
noch den Kopf schütteln bei dieser
Politik der grünen Heuchelei.
SabineHehner,Kemmenau

StandardsDer Tourismus imLand
brummt–wegenguterQualität.
DieQualitätssicherunganSchulen
hingegen soll gelockertwerden.

„Wichtig“
„Tourismusbranche in Rheinland-
Pfalz auf Rekordkurs“ und „Ab-
schaffung der Agentur für Quali-
tätssicherung an Schulen“: Was
verbindet diese beiden Nachrich-
ten? Im Tourismus hat das Land vor
Jahren einen konsequenten Weg
Richtung Qualität eingeschlagen.
Es wurde eine Tourismusstrategie
entwickelt, Standards auf den Weg
gebracht, Betriebe und Wander-
wege zertifiziert und ein zielgrup-
pengerechtes Freizeit- und Kul-
turprogramm gefördert. Das Er-
gebnis ist beeindruckend. Wieder
sind 1,5 Millionen zusätzliche
Gäste nach Rheinland-Pfalz ge-
kommen.

Ein völlig anderes Bild zeigt die
Qualitätssicherung an Schulen.
Nach fünf Jahren wird die zustän-
dige Agentur ersatzlos und offen-
sichtlich ohne großes Bedauern
aufgelöst. Warum kann das, was im
Tourismus funktioniert, nicht auf
Schulen übertragen werden? Dies
wären dann eine klare Strategie,
Standards, bedarfsgerechte Lern-
angebote und zertifizierte Schulen,
die ihre Qualitätsentwicklung
konsequent weiterverfolgen. Da-
bei darf Qualitätssicherung nicht
zur Bürokratie und Kontrolle miss-
braucht, sondern – so zeigt es der
Tourismus – zum Wohle derer, für
die die Branche steht, genutzt
werden. Im Fall der Schulen sind
dies die Kinder und deren Zukunft.
Franz-JosefKönig,Dieblich

EinwurfDietmarTelserkommen-
tiertedasunglücklicheAufeinan-
dertreffenvonCDU-Landeschefin
JuliaKlöcknerundeinemImamin
Idar-Oberstein.

„Freiheiten“
Julia Klöckner scheint auf einer
Linie mit dem FDP-Landesvorsit-
zenden in Rheinland-Pfalz. Volker
Wissing schrieb am 5. August 2015
wörtlich: „Religionsfreiheit heißt,
dass jeder seine Religion frei aus-
üben kann. Religionsfreiheit heißt
aber nicht, dass die Gesellschaft
sich einer Religion unterordnen
muss.“
PaulPeterBaum,Neuwied

Gesundheit Experten rechnen für
Herbst undWintermit vielen In-
fluenzafällen inden Flüchtlings-
unterkünften.

„Unbegründet“
Die Überschrift „Ärzte: Flüchtlinge
sollen sich impfen lassen“ auf der
Titelseite ist dazu geeignet, Be-
fürchtungen hervorzurufen, die,
wie der nachfolgende Text zeigt,
unbegründet sind.
Karl-OttoVogt,Weißenthurm

Ihr Kontakt zu uns

Sie möchten auch Stellung zu Themen
unserer Zeit oder unserer Zeitung
beziehen? Schreiben Sie uns:

Rhein Zeitung „Leserbriefe“
56055 Koblenz
Fax: 0261/892-122
leserbriefe@rhein-zeitung.net

Kommentar

Beschluss lässt europäische
Solidarität durchscheinen

D eutschland hat
viel für die
Flüchtlinge ge-

tan. Auf eigene Faust.
Und nicht ohne scharfen
Gegenwind aus den Rei-
hen der Regierung selbst
und den Mitgliedstaaten.
Nun gibt es das erste Sig-
nal der Entlastung. Doch
auch wenn der EU-Be-
schluss zur Aufteilung der
Asylbewerber auf die
Mitgliedstaaten einen Fortschritt
bedeutet, ein Ende der Heraus-
forderung ist er nicht. Denn das,
was wir so verharmlosend Zu-
wanderung nennen, wird weiter-
gehen, und auch die Bundesre-
publik muss ihren Anteil daran
übernehmen und tragen.

Trotzdem hat sich die Mehrheit
der EU-Staaten wenigstens zu ei-
nem Beschluss durchgerungen,
der Solidarität durchscheinen lässt.
Denn längst nicht alle zeigten
sich bereit, ihren Teil zur Lösung
des Problems beizutragen. Dass
sich Tschechien, die Slowakei,
Rumänien und Ungarn auf derart
unbegreifliche Weise und mit zum
Teil abenteuerlichen Argumenten
einer europäischen Regelung ver-
weigerten, wird nicht ohne Fol-
gen bleiben. Eine Gemeinschaft
wie die EU kann nicht funktio-
nieren, wenn sich jeder die Rosi-
nen rauspickt und vor allem die
gemeinsamen Werte mit Füßen
tritt. Denn das sollte den Wider-
ständlern bewusst sein: Man kann
nicht Solidarität im einen Fall ab-
lehnen, aber in anderen Fragen

einfordern. Die Regie-
rungen der vier Staaten
haben ihren Ländern
keinen Gefallen getan.

Aber vielleicht ist es für
eine einheitliche Linie
noch nicht zu spät? Die
Innenminister haben sehr
deutlich gemacht: Euro-
pa muss Mittel und We-
ge finden, um weitere
Fluchtwellen erst gar

nicht entstehen zu lassen. Darü-
ber werden die Staats- und Re-
gierungschefs am heutigen Mitt-
wochabend zu reden haben. Denn
tatsächlich sind von der Außen-
bis hin zur Entwicklungspolitik al-
le Instrumente nötig, um zu ver-
hindern, dass die vielen Millionen
Kriegsflüchtlinge aus Syrien ihre
Lager in der Türkei, im Libanon
und in Jordanien verlassen – Rich-
tung Europa. Ohne Hilfe der EU,
ohne milliardenschwere Unter-
stützung, sind auch diese Men-
schen nicht zu halten. Denn in die-
sen Zeltstädten ist von humanitä-
rer Betreuung oder gar sozialem
Wiederaufbau nichts zu spüren.
Nur wenn es gelingt, wirkungs-
volle Schritte gegen einen weite-
ren Zuzug zu unternehmen, könn-
ten sich die Gegner einer Auftei-
lung der Asylbewerber vielleicht
am Ende doch noch daran betei-
ligen. Für Europa wäre das
ebenso wichtig wie für diejeni-
gen, die unseren Schutz dringend
brauchen.

Y E-Mail: detlef.drewes
@rhein-zeitung.net

Detlef Drewes
zur Verteilung
der Flüchtlinge
in Europa

Grenzkontrollen
zehren an Nerven
der Urlauber

W egen der aktuellen
Flüchtlingskrise kon-
trolliert Deutschland

wieder die Grenzen zu Österreich.
Und auch Österreich überwacht seit
voriger Woche wieder flächende-
ckend seine Grenzen zu Ungarn,
Slowenien, Italien und der Slowa-
kei. Der Zugverkehr zwischen
München und Salzburg ist einge-
stellt. „Auf was muss ich mich ein-
stellen, wenn ich jetzt in den Urlaub
fahre?“, will ein Leser wissen.
Zu allererst ist es natürlich bei Fahr-
ten ins Ausland wichtig, gültige
Ausweispapiere bei sich zu haben.
Durch die Grenzkontrollen ist mit
wechselnden Wartezeiten an den
Übergängen zu rechnen. Art und
Umfang der Kontrollen werden
kurzfristig an die jeweilige Situati-
on angepasst, erklärt dazu der
ADAC. Diese Situation kann sich
immer wieder rasch ändern. Eine
verlässliche Aussage über Warte-
zeiten, Sperrzeiten oder einge-
schränkte Zugänglichkeit ist da-
durch nicht möglich. Details zur
Verkehrslage finden sich in der
Verkehrsinfo des Automobilklubs.
Oder eben in den Radiomeldungen.
Längere Schlangen bilden sich im-
mer wieder vor allem an den Über-
gängen Suben (A 3 Linz–Passau),
Walserberg (A 8 Salzburg–Mün-
chen) und Kiefersfelden (A 93 Kuf-
stein–Rosenheim). Besonders ris-
kant sind die Wochenenden wegen
des starken Verkehrsaufkommens.

Leseranwalt

Jochen Kampmann
ist Ihr Mann in
unserer Redaktion

RZ-Leseranwalt, 56055 Koblenz
leseranwalt@rhein-zeitung.net

Das bringt der Tag

Vaterpflicht bei Samenspende?
BGH entscheidet: Ein Mann war
durch künstliche Befruchtung
seiner Frau Vater geworden. Nach
der Trennung will er keinen Un-
terhalt zahlen.

EU-Sondergipfel zu Flüchtlingen
Die Staats-und Regierungschefs
suchen nach Lösungen im
Flüchtlingsdrama.

CDU will Sportsommer
statt Kultursommer
Interview Fachpolitiker Guido Ernst: Vereine brauchen mehr Hilfe

M Rheinland-Pfalz. Die CDU be-
klagt einen Sanierungsstau bei den
Sportstätten und fordert von der
Landesregierung mehr Mittel für
die Sportförderung. Diese Notwen-
digkeit habe sich aus einer Großen
parlamentarischen Anfrage erge-
ben. Zugleich plädiert Guido Ernst,
sportpolitischer Sprecher der Frak-
tion, dafür, den Kultursommer ein-
mal ausfallen zu lassen und dafür
einen Sportsommer ins Leben zu
rufen. Hier das Interview:

Wird in Rheinland-Pfalz zuwenig für
die Sportstätten getan?
Eindeutig ja. Die Landesregierung
behauptet, dass die entsprechenden
Landesmittel seit Jahren auf einem
hohen Niveau fließen. Schaut man
sich die entsprechenden Zahlen je-
doch an, fällt auf, dass die Zahlen
stark schwanken. Festzuhalten ist,
dass in den Haushaltsjahren 2014
auf 2015 beispielsweise die Zuwei-
sungen zum Bau von Sport- und
Freizeitanlagen von 12,4 Millionen
auf 10,2 Millionen gesunken sind.
Dazu kommt, dass die Auszahlungen
der Fördergelder oft lange auf sich
warten lassen. Dies alles vor dem
Hintergrund, dass die Sportanlagen
fast überall im Land in die Jahre ge-
kommen sind und dass man oft die
Sanierung hat schleifen lassen, weil
auch die Kommunen hoch verschul-
det sind. Wir werden das Thema
Sportstättenbau und Sanierung auch
im Haushalt thematisieren.

Wie groß ist der Sanierungsstau?
Bundesweit beträgt der Investiti-
ons- und Sanierungsstau für die
Sportanlagen etwa 42 Milliarden
Euro. Für Rheinland-Pfalz bedeutet
dies, dass der Investitionsstau sich
auf eine hohe dreistellige Millio-
nensumme belaufen muss. Das ist
ein Problem des Breiten- wie auch
des Spitzensports. Nicht umsonst
hat die Präsidentin des Landes-
sportbundes, Karin Augustin, vor
Kurzem beklagt, dass die Bedin-
gungen in Rheinland-Pfalz nicht gut
sind und dass deshalb Spitzenath-
leten zu anderen Stützpunkten in
anderen Bundesländern abwan-
dern. Das sind Sportler, die manch-
mal über Jahrzehnte in unseren
Vereinen im Land betreut wurden.

Sie beklagen, dass der organisierte
Sport im Landunter finanzieller
Auszehrung leidet.Warum?
Das Land Rheinland-Pfalz und ins-
besondere der zuständige Sportmi-
nister wollen der Öffentlichkeit seit
Jahren weismachen, dass der Sport
in Rheinland-Pfalz, und ich meine
hier die Aufwendungen für den
Landessportbund und seine ange-
schlossenen Organisationen, immer
auf hohem Niveau gleichbleibend
viele Mittel erhält. Die Zahlen be-

wegen sich immer im Bereich von
etwa 10 Millionen Euro pro Jahr.
Auch in den Jahren davor waren die
Ansätze in etwa gleich. Das Eigen-
lob des Landes wegen der immer
gleichen Förderhöhe geht aber ins
Leere. Die Sportbünde erhalten für
ihre ständig steigenden Kosten
noch nicht einmal den Inflations-
ausgleich. Auf den Zeitraum von
1988 bis 2014 gerechnet fehlen
deshalb mehr als 4,5 Millionen Eu-
ro. Das sind nicht unsere Zahlen,
sondern die des organisierten
Sports.

Haben sich auchdie Aufgabenfelder
verändert?
Sportbünden und Vereinen wird
immer mehr an Aufgaben aufge-
bürdet: Sie sollen sich um die In-
klusion kümmern, den Senioren-
sport ausweiten, aktuell bei der In-
tegration der vielen Flüchtlinge ak-
tiv werden. Gleichzeitig fehlen eh-
renamtliche Hilfskräfte und Trainer.
Geld fehlt an allen Ecken und En-
den. Auch für die notwendigen
Fortbildungsmaßnahmen im Land.
Es ist bezeichnend, dass die Lan-
desregierung sich weigert, ihre so
„großartige“ Sportförderung im
Vergleich der anderen Bundeslän-
der darzustellen.

Brauchenwirmehr Kooperationen
vonVereinenmit Ganztagsschulen,
umdenVereinssport zu stärken?
Die Antwort lautet eindeutig Ja! Vor
allen Dingen müssen der Dialog
und die Zusammenarbeit zwischen
Land und Sportvereinen verbessert
werden. Dazu passt, dass die Lan-
desregierung ausweislich ihrer
Antwort auf unsere Große Anfrage
zur Lage des Sports, was die Zahl
der Kooperationen angeht, völlig
unterschiedliche Zahlen vorlegt.
Einmal wird für das Schuljahr
2014/2015 die Zahl 189 genannt,
einmal wird für dasselbe Schuljahr
von 264 Kooperationen geredet. Wir

wissen, dass dem Landessportbund
mitgeteilt wurde, dass es zurzeit 451
Kooperationen geben soll. Was
stimmt denn nun?

Wie ist das Betreuungsniveau an
Ganztagsschulen?
Selbst wenn wir die höchste Zahl
von 451 Kooperationsverträgen, die
dem Landessportbund mitgeteilt
wurde, als real annehmen, ist das
bei mehr als 6000 Vereinen in
Rheinland-Pfalz mäßig. Wir spre-
chen von einem Verhältnis von 1 zu
15. Zudem gestaltet sich auch die
Arbeit der Vereine in den Schulen
schwierig. So ist es zum Beispiel
kaum möglich, wenn ein Übungs-
leiter ausfällt, kurzfristig Ersatz zu
bekommen. Die fehlenden Res-
sourcen hindern die Sportvereine
oft daran, zahlreicher mit den
Ganztagsschulen zu kooperieren.
Daneben verlieren die Vereine im-
mer mehr an Zuspruch, wenn die
Kinder, gerade auf dem Land, nach
der Ganztagsschule spät nach
Hause kommen und damit keine
Zeit mehr für den Sport bleibt. Wir
fordern deshalb: einen freien
Nachmittag für den Sport oder so-
ziales, kirchliches und musikali-
sches Engagement.

Welche konkretenVorschläge hat
die CDU, umdie Sportförderung in
Rheinland-Pfalz zu verbessern?
Die Bewertung des Sports in Rhein-
land-Pfalz und die oftmals ehren-
amtliche Arbeit in den mehr als
6000 Vereinen müssen wieder stär-
ker gewürdigt werden. Warum
nicht einmal statt eines Kultursom-
mers einen Sportsommer? Hier
könnten in Kooperation mit den
Städten, Gemeinden und Land-
kreisen, der Landesregierung und
dem Landessportbund die Vereine
mit entsprechenden Veranstaltun-
gen auf ihre Angebote hinweisen,
neue Mitglieder werben und über
die Rolle des Sports in unserer Ge-
sellschaft diskutieren.

Waswollen Sie in die kommenden
Haushaltsdebatten einbringen?
Der Landessportbund muss einen
Inflationsausgleich erhalten. Die 4,5
Millionen Euro, die auf die vergan-
genen Jahre gerechnet fehlen,
müssen ebenso im Haushalt be-
rücksichtigt werden wie Überle-
gungen zur Finanzierung der ma-
roden Sportstätten im Land. Außer-
dem drängen wir zur besseren
Strukturierung und Organisation
des Sports im Land auf einen Sport-
stättenleitplan, wie ihn andere
Bundesländer haben. Dies wird vom
Sportministerium mit dem Verweis
auf die unterschiedlichen regiona-
len Gegebenheiten abgelehnt.

Das Gespräch führte Dietmar Brück

Guido Ernst (CDU) fordert mehr
Mittel für den Sport im Land.
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